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The Enabling Act of 30 April 1934 is overshadowed by the far more often cited Wartime Economy Enabling Act. 
However, it was not the Wartime Economy Enabling Act but the Enabling Act that transferred legislative power to 
the executive, i.e. the federal government, upon implementation of the 1934 constitution. The Enabling Act granted 
the government the right to decide whether legislative proposals were to pass through the preparatory committees of 
federal legislature outlined in the 1934 constitution, to finally be accepted or rejected by the Bundestag, or whether 
deliberation and resolution would take place directly in the council of ministers. Thus, the Enabling Act of 1934 
constitutes a central element of the Austrian constitutional reality in the period until 1938. 
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Beschäftigt man sich aus rechtsgeschichtlicher 
Sicht mit den Herrschaftsstrukturen des autori-
tären Österreich der Jahre 1933 bis 1938, so fällt 
Folgendes auf: In der Historiographie zu diesen 
Jahren ist viel vom Kriegswirtschaftlichen Er-
mächtigungsgesetz die Rede, das in der Über-
gangsphase zum autoritären Österreich eine 
entscheidende Rolle spielte. Kaum aber wird das 
Ermächtigungsgesetz vom 30. April 1934 oder, 
wie es offiziell hieß, das „Bundesverfassungsge-
setz vom 30. April 1934 über außerordentliche 
Maßnahmen im Bereich der Verfassung“ er-
wähnt.1 Es ist in seiner Rezeption ein Stiefkind 
des viel öfter zitierten Kriegswirtschaftlichen 
Ermächtigungsgesetzes geblieben. Dabei wur-
den zwischen 1. Mai 1934 und 13. März 1938 alle 
gesetzlichen Maßnahmen, die unmittelbar von 
der Regierung und unter Ausschluss der Befas-
sung der mit der Verfassung 1934 eingerichteten 
Organe der Bundesgesetzgebung beschlossen 

                        
1 BGBl. I 1934/255, 30. 4. 1934. 

wurden, auf Basis dieser gesetzlichen Norm 
gefasst. Die einschlägige Bestimmung des Er-
mächtigungsgesetzes, § III Abs. 2, bildete einen 
zentralen Baustein der Verfassungsrealität der 
Jahre 1934 bis 1938. Im wissenschaftlichen Dis-
kurs fristet dieses Ermächtigungsgesetz 1934 
aber ein Schattendasein. Wo davon hingegen die 
Rede ist, herrscht oft eine begriffliche und in-
haltliche Konfusion.2 Dies betrifft sowohl die 
Abgrenzung zum Kriegswirtschaftlichen Er-
mächtigungsgesetz als auch, dass es mitunter 
mit dem deutschen Ermächtigungsgesetz vom 
23. März 1933, also dem „Gesetz zur Behebung 
der Not von Volk und Reich“, wie es euphemis-
tisch lautete, verwechselt oder damit gleichge-

                        
2 So verwechseln etwa Goldinger, Binder in ihrem 
Standardwerk zur Zwischenkriegszeit das Ermächti-
gungsgesetz vom 30. April 1934 mit dem Übergangs-
gesetz vom 19. Juni 1934, wenn sie schreiben, das 
Verfassungsübergangsgesetz sei an die Stelle des 
Kriegswirtschaftlichen Ermächtigungsgesetzes getre-
ten. GOLDINGER, BINDER, Geschichte 231. 
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setzt wurde. Dabei wäre gerade hier eine beson-
dere Sorgfalt und Präzision erforderlich.3  

1. Der Inhalt des  
Ermächtigungsgesetzes 
Das Bundesverfassungsgesetz über außeror-
dentliche Maßnahmen im Bereich der Verwal-
tung enthält vier Artikel.4 Mit dem ersten Arti-
kel werden Art. 44 Abs. 2 und Art. 50 des Bun-
desverfassungsgesetzes von 1929 aufgehoben. 
Diese legen fest, dass eine Gesamtänderung der 
Bundesverfassung, und unter gewissen Um-
ständen auch eine Teilabänderung, einer Volks-
abstimmung zu unterziehen sind. Der zweite 
Artikel erklärt die der Regierungsverordnung 
vom 24. April 1934 beigefügte Verfassungsur-
kunde unter Bestätigung ihres rechtlichen Be-
standes zum Bundesverfassungsgesetz. Des 
Weiteren wurde die Regierung ermächtigt, die 
Verfassungsurkunde als „Verfassung 1934“ in 
einem mit 1. Mai beginnenden zweiten Teil des 
Bundesgesetzblattes neuerlich kundzumachen. 
Der dritte Artikel enthält zwei unterschiedliche 
Bestimmungen. In Abs. 1 werden zunächst auch 
gesetzlich der Nationalrat und der Bundesrat für 
mit dem auf die Verlautbarung folgenden Tag 
für aufgelöst erklärt. Die folgenschwerste Be-
stimmung enthält allerdings Abs. 2. Denn darin 
werden die dem Nationalrat, dem Bundesrat, 
ihren Ausschüssen oder Organen zustehenden 

                        
3 Um ein Beispiel aus der jüngeren Vergangenheit zu 
bringen: In einem Beitrag des von der Universität 
Wien vor zwei Jahren herausgebrachten zweiten 
Bandes des vierbändigen Sammelwerkes zu 650 Jahre 
Universität Wien schreibt einer der beiden Herausge-
ber, dass sich Dollfuß ab dem Oktober 1933 (!) eines 
Ermächtigungsgesetzes, das auf dem Kriegswirt-
schaftlichen Ermächtigungsgesetz basiert, bedient 
hätte. Er stellt weiters einen unzutreffenden Kontext 
zum deutschen Ermächtigungsgesetz vom 23. 3. 1933 
her. Das ist teils falsch, teils unpräzise und teils irre-
führend. ASH, Universität 89. 
4 BGBl. 1934 I/255, 30. 4. 1934. 

Kompetenzen sowie die Zuständigkeit zu den 
dem Nationalrat und dem Bundesrat zustehen-
den Akten der Mitwirkung an der Vollziehung, 
die sich aus der Verfassung 1929 oder einer an-
deren gesetzlichen Grundlage ableiten lassen, 
auf die Bundesregierung übertragen. Diese Be-
stimmung gab der Regierung eine Handhabe, 
neben dem in der Verfassung 1934 vorgesehe-
nen Weg, weiterhin Bundes- und Bundesverfas-
sungsgesetze zu erlassen. Der abschließende 
vierte Artikel besteht aus einer kurzen Voll-
zugsklausel, in der die Bundesregierung mit der 
Vollziehung betraut wurde.  

2. Die problematische  
Beschlussfassung des  
Ermächtigungsgesetzes 
Die Verfassung 1934 wurde bekanntlich unter 
höchst problematischen Begleitumständen im 
Wege einer doppelten Beschlussfassung in Kraft 
gesetzt. Zu diesem Zweck wurden mittels einer 
auf Basis des Kriegswirtschaftlichen Ermächti-
gungsgesetzes beschlossenen Verordnung Nati-
onal- und Bundesrat am 30. April 1934 reakti-
viert. Dabei beschloss der Nationalrat das Er-
mächtigungsgesetz. Anschließend tagte der 
Bundesrat, wo es nicht beeinsprucht wurde. 
Damit wurde durch die Aufhebung des Art. 44 
Abs. 2 B-VG eine Gesamtänderung der gelten-
den Verfassung ermöglicht und die Bundesre-
gierung zu der mit 1. Mai erfolgten abermaligen 
Verlautbarung der bereits kundgemachten Ver-
fassung als „Verfassung 1934“ ermächtigt, 
nachdem die Verfassung bereits am 24. April im 
Ministerrat im Verordnungsweg per Kriegswirt-
schaftlichem Ermächtigungsgesetz beschlossen 
und im Bundesgesetzblatt am 30. April ein ers-
tes Mal verlautbart worden war.5 Bundeskanzler 
                        
5 ENDERLE-BURCEL, Protokolle Ministerrat VIII/7, 
Nr. 939, 24. 4. 1934, 15; BGBl. 1934 I/255; BGBl. II 
1934/1. 
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Dollfuß war diese Vorgangsweise der nochmali-
gen Inkraftsetzung der Verfassung, basierend 
auf dem vom „Rumpfparlament“ beschlossenen 
Ermächtigungsgesetz, auch deshalb wichtig, da 
er bei der Kundmachung der Verfassung am 
1. Mai den von ihm offensichtlich als Makel 
empfundenen Hinweis auf die Beschlussfassung 
im Wege des Kriegswirtschaftlichen Ermächti-
gungsgesetzes vermieden wissen wollte.6 Dies 
wurde durch den Parlamentsbeschluss vom 
30. April ermöglicht. Die Aufrechterhaltung des 
äußeren Scheins der Rechtskontinuität, auch 
wenn eine solche schon längst nicht mehr vor-
lag, war für die Regierung seit dem März 1933 
von großer Bedeutung gewesen. 

Die Beschlussfassung durch National- und Bun-
desrat war verfassungsrechtlich mehr als be-
denklich, da es einer Volksabstimmung über das 
Ermächtigungsgesetz selbst bedurft hätte. Die-
ses stellte eine Gesamtänderung der Verfassung 
dar, denn National- und Bundesrat stimmten 
darin ihrer Auflösung zu und übertrugen der 
Regierung vorbehaltlos die ihnen als Gesetzge-
bungsorgane zustehenden Befugnisse. Damit 
ging die Gesetzgebungskompetenz auf die Bun-
desregierung über, womit das Gewaltentei-
lungsprinzip durchbrochen wurde. Der Um-
stand, dass nach der Erlassung des Ermächti-
gungsgesetzes die Abschaffung der dafür erfor-
derlichen Volksabstimmung erfolgte, war uner-
heblich. Denn das Gesetz muss mit der zum 
Zeitpunkt der Beschlussfassung in Kraft stehen-
den Verfassung übereinstimmen – und dies war 
eindeutig nicht der Fall.7  

                        
6 ENDERLE-BURCEL, Protokolle Ministerrat VIII/7, 
Nr. 939, 24. 4. 1934, 10. 
7 Diese in der verfassungsrechtlichen Literatur unbe-
strittenen Argumente finden sich zuletzt prägnant 
zusammengefasst bei: STELLNBERGER, Weg 21f. bzw. 
ADAMOVICH, System 140–144. Schon Ludwig Adamo-
vich (sen.), der immerhin als Staatsrat und kurzzeiti-
ger Justizminister ein Akteur des autoritären Öster-
reich gewesen war, hatte in seinem nach dem Zweiten 
Weltkrieg erschienenen und mehrfach wiederaufge-
 

Dazu kommt noch das nicht verfassungskon-
forme Zustandekommen des Gesetzes durch das 
so genannte „Rumpfparlament“, bestehend aus 
76 Abgeordneten. Das für die Beschlussfassung 
erforderliche Präsenzquorum konnte damit 
nicht erreicht werden. Die Mandate der Abge-
ordneten der Sozialdemokraten sowie derjeni-
gen Heimatschutzabgeordneten, die sich den 
Nationalsozialisten angeschlossen hatten, waren 
aberkannt worden, sodass im Falle des Erschei-
nens aller Mandatare, unter Berücksichtigung 
der mittlerweile verstorbenen Abgeordneten, 
der Nationalrat 90 oder 91 Mitglieder umfasst 
hätte. Tatsächlich erschienen 72 Abgeordnete 
der Christlichsozialen und des Heimatblocks. 
Die Abgeordneten des Landbundes blieben der 
Sitzung aus Protest gegen die von der Regierung 
gewählte Vorgangsweise fern. Zwei dissidente 
Landbund-Abgeordnete erschienen und stimm-
ten für das Ermächtigungsgesetz. Seitens der 
Großdeutschen („Nationaler Wirtschaftsblock“) 
kamen zwei Vertreter, die in erster und zweiter 
Lesung gegen das Ermächtigungsgesetz stimm-
ten und vor der dritten Lesung unter Protest den 
Sitzungssaal verließen.8  

Auch die Zusammensetzung des Bundesrates 
war nicht korrekt erfolgt, da anstelle der sozial-

                        
legten Handbuch des österreichischen Verfassungs-
rechts eingeräumt, dass die neue Verfassung eine 
Totaländerung des B-VG darstellte und daher einer 
Volksabstimmung unterzogen hätte werden müssen: 
„Diese Unterlassung bedeutete einen Bruch der 
Rechtskontinuität und somit einen vom Standpunkt 
der Verfassung 1920/29 verfassungswidrigen, revolu-
tionären Vorgang.“ Diese Sichtweise wurde fast 
wortgleich von Ludwig K. Adamovich (jun.) und 
Bernd Christian Funk in ihrem Österreichischen Ver-
fassungsrecht übernommen. Felix Ermacora schreibt, 
der Parlamentsbeschluss vom 30. April 1934 „war 
offener Verfassungsbruch.“ ADAMOVICH, Handbuch 
24, Anm. 18; ADAMOVICH, FUNK, Verfassungsrecht 
68f.; ERMACORA, Verfassungslehre 39.  
8 Vgl. dazu das mittlerweile edierte Sitzungsprotokoll 
vom 30. April: Staats- und Verfassungskrise 1933, 
122–133 sowie HÖBELT, Erste Republik 317. 
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demokratischen und nationalsozialistischen 
Bundesräte neue Mandatare nachrückten. Bei 
diesen handelte es sich aber nicht um vom 
Landtag gewählte, sondern von den Landes-
hauptleuten im Einvernehmen mit der Bundes-
regierung ernannte Mitglieder des Bundesrates.9  

Die von der Regierung gewählte Vorgangsweise 
war für den Landbund einer der Gründe gewe-
sen, weshalb der Großteil seiner Abgeordneten 
an der Nationalratssitzung vom 30. April 1934 
nicht teilnahm. In seinem Absagebrief an den im 
Amt befindlichen Nationalratspräsidenten Ru-
dolf Ramek schrieb der Klubobmann des Land-
bundes, Hubert Dewaty: „Im Besonderen wen-
den wir uns gegen die im Artikel III der dem 
Nationalrat vorgelegten Vorlage betreffend das 
Bundesverfassungsgesetz über außerordentliche 
Maßnahmen im Bereich der Verfassung [sic!], 
wodurch alle dem Nationalrat und dem Bundes-
rat zustehenden Befugnisse, insbesondere die 
Zuständigkeit zur Gesetzgebung des Bundes 
einschließlich der Verfassungsgesetzgebung auf 
die Bundesregierung übertragen wird. Ganz 
besonders aber erheben wir Einspruch gegen die 
Ermächtigung an die Bundesregierung, den 
Übergang zu der ‚Verfassung 1934‘ im Verord-
nungsweg zu regeln und den Zeitpunkt des 
Beginns der Wirksamkeit der ‚Verfassung 1934‘ 
zu bestimmen.“10 Damit hatte Dewaty die ganze 
verfassungsrechtliche Problematik des Über-
gangs zur neuen Gesetzgebung umrissen. For-
malrechtlich hatte die Regierung ihr Vorgehen 

                        
9 NESCHWARA, Verfassungsentwicklung 133, Anm. 123. 
Dazu kam, so Peter Huemer, dass auch insoweit ein 
Formfehler vorlag, als bei einem solchen, die Einrich-
tung des Bundesrates selbst betreffenden Gesetz, eine 
ausdrückliche Zustimmung des Bundesrates in Form 
von Vertretern von zumindest vier Bundesländern 
erforderlich gewesen wäre. HUEMER, Sektionschef 

Hecht 313. 
10 Dewaty an Ramek, 30. 4. 1934, Archiv des Instituts 
für Zeitgeschichte, Wien, Nachlass Schumy, NL 44, 
Do 203, Mappe 39. Der Brief ist auszugsweise publi-
ziert in: WINKLER, Diktatur 125–127. 

in Form des durch das Ermächtigungsgesetz 
ausgestellten Blankoschecks legitimieren lassen. 
Materiell änderte dies jedoch nichts an den Ver-
fassungswidrigkeiten bei der Inkraftsetzung der 
neuen Verfassung.  

3. Die Anwendung des  
Ermächtigungsgesetzes in der 
Regierungspraxis 
Die verfassungsrechtlichen Ungereimtheiten 
rund um die Einberufung von National- und 
Bundesrat am 30. April 1934 näher zu beleuch-
ten, ist genau so wenig Themenstellung des 
vorliegenden Beitrags wie die Frage der doppel-
ten Beschlussfassung der Verfassung 1934 per 
Kriegswirtschaftlichem Ermächtigungsgesetz 
und durch das „Rumpfparlament“. Wesentlich 
für das Weitere ist, dass der Art. III Abs. 2 des 
Ermächtigungsgesetzes zur Basis für die künfti-
ge Gesetzgebungspraxis der Regierung werden 
sollte und das Kriegswirtschaftliche Ermächti-
gungsgesetzablöste, wobei es nie ganz klar war, 
ob letzterem durch die neue Verfassung dero-
giert worden war oder nicht.11 Kurt Schuschnigg 
hatte dem Kriegswirtschaftlichen Ermächti-
gungsgesetz in seinem Verfassungskommentar 
aus dem Jahr 1934 eine weitere Existenzberech-
tigung abgesprochen.12 Doch vertraten führende 

                        
11 Die bei Peter Huemer apodiktisch aufgestellte Be-
hauptung, wonach durch die Verfassung 1934 das 
Kriegswirtschaftliche Ermächtigungsgesetz außer 
Kraft gesetzt wurde, ist jedenfalls keineswegs so ein-
deutig, wie es bei Huemer den Anschein hat. HUE-

MER, Sektionschef Hecht 325. 
12 Wörtlich schrieb Schuschnigg: „Besteht das kriegs-
wirtschaftliche Ermächtigungsgesetz weiterhin zu 
Recht? Nein. Das Gesetz ist durch die Verfassung 
entbehrlich geworden. Für die Übergangszeit sind 
seine Bestimmungen überflüssig durch die umfassen-
de Ermächtigung der Bundesregierung, Gesetze auch 
verfassungsändernden Inhalts zu beschließen. Nach 
Ablauf der Übergangszeit ist durch den Einbau des 
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Verfassungsjuristen wie Ludwig Adamovich, 
Georg Froehlich und Adolf Merkl die Ansicht, 
dass das Kriegswirtschaftliche Ermächtigungs-
gesetz nach wie vor in Geltung stehe.13 Verfas-
sungsminister Otto Ender vertrat die Ansicht, 
dass das Kriegswirtschaftliche Ermächtigungs-
gesetz neben den in der Verfassung enthaltenen 
Notrechten nicht mehr bestehen werde und man 
seiner mit dem vollständigen Inkrafttreten der 
Verfassung nicht mehr bedürfen werde. Ob es 
allerdings durch die neue Verfassung schon 
automatisch derogiert sei, darüber war er sich 
selbst nicht sicher.14  

Zwischen Anfang Mai und Ende November 
1934 erfolgte die Beschlussfassung von Bundes-
gesetzen ausschließlich durch den Ministerrat 
auf der Basis des Ermächtigungsgesetzes. Im 
Oktober 1934 war es zur Berufung der Mitglie-
der der Organe der Bundesgesetzgebung durch 
den Bundeskanzler gekommen, Ende November 
nahmen sie ihre Tätigkeit auf. Von diesem Zeit-
punkt bis zum März 1938 gab es eine Doppel-
gleisigkeit, also zwei unterschiedliche Wege, 
durch die legistischen Vorhaben Gesetzeskraft 
erwachsen konnte. Der eine Weg bestand in der 
Befassung und Beschlussfassung unter Mitwir-
kung der in der Verfassung 1934 vorgesehenen 
Organe der Bundesgesetzgebung, allerdings 
unter Berücksichtigung der Einschränkungen 
des Verfassungsübergangsgesetzes vom 19. Juni 
1934, der andere in der Beschlussfassung im 

                        
Notrechtes in die Verfassung Vorsorge getroffen.“ 
SCHUSCHNIGG, Bundesverfassung 46. 
13 ADAMOVICH, FROEHLICH, Verfassung 159; MERKL, 
Vollendung 12. Vgl. dazu auch KLINGHOFER, Ermäch-
tigungsgesetz. 
14 Dies wird aus einem Schreiben des Verfassungsju-
risten Hans Klinghofer an Ender deutlich. Ender hatte 
sich bei ihm erkundigt, ob nach Klinghofers Ansicht 
das Kriegswirtschaftliche Ermächtigungsgesetz noch 
in Geltung stünde. Klinghofer an Ender, 27. 11. 1934, 
Vorarlberger Landesarchiv, Nachlass Ender, Abt. 
Misc., Sch. 145. 

Ministerrat auf Basis des Art. III Abs. 2 des Er-
mächtigungsgesetzes.  

Die Organe der Bundesgesetzgebung hatten – 
grob gesprochen – folgende Struktur: An die 
Stelle von National- und Bundesrat traten vier 
vorberatende Körperschaften, nämlich der 
Staatsrat, der Bundeswirtschaftsrat, der Bundes-
kulturrat und der Länderrat. Dazu kam noch als 
beschlussfassendes Organ der Bundestag.15 Der 
Staatsrat setzte sich nach der Verfassung aus 
vom Bundespräsidenten ernannten Mitgliedern 
zusammen. In der durch das Übergangsgesetz 
normierten Verfassungswirklichkeit wurden sie 
allerdings vom Bundeskanzler bestellt. Die Mit-
glieder des Bundeswirtschaftsrates waren von 
den sieben berufsständischen Hauptgruppen zu 
entsenden. Da diese im Jahr 1934 jedoch nur auf 
dem Papier der Verfassung bestanden, kam es 
auch hier, genauso wie beim Bundeskulturrat, 
der sich aus Vertretern des Schul-, Erziehungs- 
und Volksbildungswesens, der gesetzlich aner-
kannten Kirchen- und Religionsgemeinschaften 
sowie der Wissenschaft und Kunst zusammen-
setzen sollte, vorderhand zu einer Berufung 
durch den Bundeskanzler. Der Länderrat 
schließlich setzte sich aus den Landeshauptleu-
ten und den Landesfinanzreferenten der Bun-
desländer zusammen.  

Für die Beratung und Beschlussfassung in den 
gesetzgebenden Körperschaften war – grob 
skizziert – folgender Weg vorgesehen: Alle Ent-
würfe zu Gesetzen im materiellen Sinn wurden 
von der Regierung dem Staatsrat und, je nach-
dem ob die Vorlagen wirtschaftliche, kulturelle 
und föderalistische Interessen berührten, von 
der Regierung allen oder einzelnen der anderen 
vorbereitenden Organe zur Begutachtung zu-
gewiesen. Wurde eines der Organe in einem 

                        
15 Siehe dazu das vierte Hauptstück („Gesetzgebung 
des Bundes“) der Verfassung: Verfassung 1934, 
Art. 44–72; bezüglich der Übergangsbestimmungen 
siehe BGBl. II 1934/75, 19. 6. 1934 sowie zusammen-
fassend zuletzt: SCHMETTERER, Gesetzgebung 281–293. 
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konkreten Fall nicht zur Begutachtung aufge-
fordert, so konnte es von sich aus ein sogenann-
tes „Freigutachten“ erstellen. Ein Initiativrecht 
besaßen die vorberatenden Organe, die ihre 
Sitzungen unter Ausschluss der Öffentlichkeit 
abhielten, nicht.  

Ohne an den Inhalt der Gutachten der vorbera-
tenden Organe gebunden zu sein, brachte die 
Regierung in weiterer Folge den Gesetzesent-
wurf im Bundestag, dem beschlussfassenden 
Gesetzgebungsorgan, ein. Dieser setzte sich aus 
einem Teil der Mitglieder der vier vorberaten-
den Organe zusammen und tagte öffentlich. Er 
konnte lediglich die Annahme oder die Ableh-
nung einer Regierungsvorlage beschließen. Die 
Möglichkeit, eine Vorlage inhaltlich abzuän-
dern, besaß er nicht. Der Umstand, dass es in 
keinem einzigen Fall zu einer Ablehnung eines 
Gesetzesentwurfes durch den Bundestag kam, 
wirft ein bezeichnendes Licht auf die nur sehr 
rudimentär vorhanden gewesenen Möglichkei-
ten der „Gesetzgebung“ gegenüber der Regie-
rung in der Realverfassung des autoritären Ös-
terreich. Zieht man dazu noch in Erwägung, 
dass die gesetzgebenden Körperschaften über 
keine der klassischen Kontroll- und Interpellati-
onsrechte verfügten, ist der Bewertung Adolf 
Merkls zuzustimmen, der im Vergleich zu Nati-
onal- und Bundesrat der Verfassung 1920/29 
urteilte: „Aus führenden Organen der Gesetzge-
bung sind bloße Nebenorgane der Gesetzge-
bung geworden.“16  

Ungeachtet dieser Tatsache, dass der Gesetzge-
bungsapparat nie über die Rolle von fakultati-
ven Beratungsgremien der Regierung ohne sub-
stanzielle parlamentarische Rechte hinauskam, 
behielt sich die Regierung weiterhin die Mög-
lichkeit vor, mittels des Art. III Abs. 2 des Er-
mächtigungsgesetzes Gesetze auch direkt im 
Ministerrat zu beschließen. Von Adolf Merkl 
wurde dies treffend als Gesetzgebungsweg „rein 

                        
16 MERKL, Ständisch autoritäre Verfassung 73. 

prekaristischer Natur“ charakterisiert.17 Diese 
Konstellation legt nahe, zwei Fragen nachzuge-
hen: Wie sieht das zahlenmäßige Verhältnis 
zwischen im Bundestag beschlossenen und von 
der Regierung auf Grund des Art. III Abs. 2 
beschlossenen Gesetzen aus? Und: Lassen sich 
gewisse Tendenzen feststellen, welche Gründe 
für die Regierung maßgeblich waren, den einen 
oder anderen Weg zu wählen? 

Im Zeitraum zwischen den konstituierenden 
Sitzungen der vorberatenden Organe bezie-
hungsweise des Bundestags und dem 11. März 
1938 wurden insgesamt 532 Gesetze im Bundes-
gesetzblatt kundgemacht.18 Davon wurden 367 
per Ermächtigungsgesetz erlassen, 165 passier-
ten den Bundestag. Prozentuell ergibt dies ein 
Verhältnis von 69 % zu 31 %. Stellt man in 
Rechnung, dass die tatsächliche Tätigkeit der 
gesetzgebenden Organe erst mit Jahresbeginn 
1935 richtig anlief,19 und zieht man daher die 42 
noch 1934 durchwegs per Ermächtigungsgesetz 
erlassenen Gesetze ab, so kommt man auf ein 
Verhältnis von genau zwei Drittel gemäß Art. III 
Abs. 2 gegenüber einem Drittel im Bundestag 
beschlossener Gesetze.20 Gliedert man diese 
Zahlen nach den einzelnen Jahren auf, so lässt 
sich ein eindeutiger Trend zur stärkeren Heran-
ziehung der gesetzgebenden Körperschaften 
feststellen. Waren es 1935 nur 33 von 189 oder 
21,2 % der Gesetze, die dem Haus der Bundes-
gesetzgebung übermittelt wurden, so stieg die 
Gesamtzahl 1936 auf 50 nach dem in der Verfas-

                        
17 MERKL, Baugesetze 79. 
18 Für das Folgende vgl. WOHNOUT, Regierungs-
diktatur 305f.  
19 In den ersten beiden Sitzungen des Bundestages 
vom 30. 11. 1934 und 14. 12. 1934 standen noch keine 
Gesetzesentwürfe zur Beschlussfassung an. Die ei-
gentliche legislative Tätigkeit des Bundestages be-
gann erst mit seiner dritten Sitzung am 28. 2. 1935. 
20 Die genauen Zahlen lauten: 490 Gesetze insgesamt, 
davon wurden 325 gemäß Ermächtigungsgesetz be-
schlossen (66,3 %), 165 wurden im Bundestag be-
schlossen (33,7 %). 
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sung vorgesehen Verfahren zustande gekom-
mener, gegenüber 94, die mit Hilfe des Ermäch-
tigungsgesetzes Rechtskraft erlangten. Das ent-
sprach einem Verhältnis von 34,7 % zu 65,3 %. 
1937 waren es immerhin 75 von 143 Gesetzen,21 
die im Schoß des Bundestags beschlossen wur-
den. Dies ergibt einen Prozentsatz von 52,4 % im 
Bundestag beschlossener gegenüber 47,6 % per 
Ermächtigungsgesetz in Kraft gesetzter Gesetze. 
Für 1938 – bis zum 11. März – ergibt sich ein 
Paritätsverhältnis von genau 50 % zu 50 %, wo-
bei bedacht werden muss, dass in diesem kur-
zen Zeitraum lediglich 14 Vorlagen Gesetzes-
kraft erlangten.22 

Stellt man nun die Frage, nach welchen Kriterien 
die Entscheidung über die Art und Weise fiel, 
nach der einem Entwurf Gesetzeskraft erwuchs, 
so lässt sich zumindest eines sagen: Es war nicht 
so, dass a priori wichtige Gesetze im Ministerrat 
beschlossen wurden, eher im Gegenteil. Bei be-
deutenden Gesetzeswerken war es Schuschnigg 
sichtlich ein Anliegen, den in der Verfassung 
vorgesehenen Weg der Gesetzgebung einzuhal-
ten. Er wollte vermeiden, dass diesen Gesetzen 
der Makel des Art. III Abs. 2 anhaftete. Vor der 
in- und ausländischen Öffentlichkeit sollte 
Normalität demonstriert werden. Gerade ge-
genüber den westeuropäischen Demokratien 
war es der Regierung wichtig, etwa die Aufhe-
bung der Habsburgergesetze oder die Einfüh-

                        
21 Gernot D. Hasiba gibt für das Jahr 1937 die Zahl der 
beschlossenen Gesetze richtigerweise mit 75 an, die 
Gesamtzahl aller in diesem Jahr erlassenen Gesetze 
allerdings mit 140, was um drei zu wenig ist. HASIBA, 
Rechtliche Zeitgeschichte 101. 
22 Vor dem Staatsrat gab Vorsitzender Rudolf Hoyos 
zweimal, am 8. 10. 1936 und am 15. 12. 1937, Zahlen 
über die Relation von mittels Art. III Abs. 2 ErmG 
und im Bundestag beschlossenen Gesetzen bekannt. 
Während die am 8. 10. 1936 angegebenen Werte 
stimmten, handelte es sich bei jenen vom 15. 12. 1937 
um geschönte Annäherungsziffern zugunsten der 
vorberatenden Organe. Verhandlungsschriften des 
Staatsrats, 42. Sitzung, 8. 10. 1936, 1090; 70. Sitzung, 
15. 12. 1937, 2498, Parlamentsarchiv Wien. 

rung der Bundesdienstpflicht von der Volksver-
tretung beschließen zu lassen.23 Dass die Befas-
sung der Organe der Bundesgesetzgebung an-
gesichts der oft extrem kurzen vorgegebenen 
Begutachtungsfristen in vielen Fällen kaum we-
nig mehr als eine Farce war, steht auf einem 
anderen Blatt.  

Die größten Bremser bei der Überweisung von 
Entwürfen an das Haus der Bundesgesetzge-
bung kamen aus den Reihen der Ministerialbü-
rokratie. Dort bestand vielfach nur geringes 
Interesse, den vorberatenden Organen einen 
Gesetzesentwurf zuzuweisen, sich dort in den 
Ausschüssen und vor den vorberatenden Orga-
nen selbst rechtfertigen zu müssen und sich 
möglicherweise veranlasst zu sehen, nach ent-
sprechenden Gutachten den Entwurf weitge-
hend umarbeiten zu müssen. Vergleichbare 
Prozeduren bei der Gesetzeswerdung hat es 
natürlich schon im alten Parlament gegeben, 
doch hatten es viele Spitzenbeamte seit dem 
März 1933 offenbar zu schätzen gelernt, wenn 
ihre legistische Tätigkeit keiner Durchleuchtung 
in einer gesetzgebenden Körperschaft unterzo-
gen wurde. So wurden im Ministerrat oft recht 
fadenscheinige Argumente vorgeschoben, um 
eine direkte Beschlussfassung zu erreichen. Oft 
war es der vermeintliche Zeitdruck einer mög-
lichst raschen Inkraftsetzung, der als Vorwand 
angegeben wurde. Eine zwiespältige Rolle spiel-
te in diesem Zusammenhang Bundeskanzler 
Schuschnigg. Von Anfang an drängte er im Mi-
nisterrat darauf, eine möglichst große Zahl von 
Gesetzen der verfassungskonformen Behand-
lung zuzuführen und forderte seine Ministerkol-
legen auch danach immer wieder auf, Gesetzes-
entwürfe nach Tunlichkeit dem Haus der Bun-

                        
23 Dies wird auch anhand einer Stellungnahme 
Schuschniggs vor dem Bundeskulturrat am 31. 3. 1936 
evident. Verhandlungsschriften des Bundeskulturra-
tes, 25. Sitzung, 31. 3. 1936, 753–755, Parlamentsarchiv 
Wien.  
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desgesetzgebung zuzuleiten.24 Dass diese Appel-
le nicht den gewünschten Erfolg brachten, mag 
auch damit zusammenhängen, dass Schusch-
nigg bei Vorlagen, die in seine unmittelbare 
Zuständigkeit als Bundeskanzler fielen, nicht 
selten den einfachen Weg des Ermächtigungsge-
setzes wählte. Von 38 Entwürfen, die auf seinen 
Antrag zwischen Dezember 1934 und März 1938 
im Ministerrat beschlossen wurden, waren le-
diglich 14 dem Haus der Bundesgesetzgebung 
zur verfassungsmäßigen Behandlung weiterge-
leitet worden. Dies macht deutlich, dass auch 
der Bundeskanzler selbst in dieser Frage höchst 
ambivalent agierte.25  

4. Kritik an der Handhabung des 
Ermächtigungsgesetzes in den 
Organen der Gesetzgebung 
Innerhalb der vorberatenden Organe der Bun-
desgesetzgebung hatten die meisten Mitglieder 
zu Beginn erwartet, viel stärker in den Gesetz-
gebungsprozess eingebunden zu werden, als 
dies dann tatsächlich der Fall war. Klar war 
gewesen, dass das Ermächtigungsgesetz nicht 
über Nacht außer Kraft gesetzt würde. Doch 
                        
24 ENDERLE-BURCEL, Protokolle Ministerrat IX/2, 
Nr. 976, 6. 12. 1934, 111; ENDERLE-BURCEL, MENTZEL 
Protokolle Ministerrat, Nr. 1030, 20. 5. 1936, 191; 
ENDERLE-BURCEL, NEUBAUER-CZETTL, Protokolle Mi-
nisterrat IX/8, Nr. 1069, 21. 2. 1938, 492. 
25 Die im Zirkulationsweg zustande gekommenen 
Ministerratsbeschlüsse müssen bei dieser Zählung 
außer Acht bleiben, da bei diesen immer nur das 
antragstellende Ressort aufscheint. Im Falle des Bun-
deskanzleramts, zu dem jeweils neben Schuschnigg 
auch noch andere Regierungsmitglieder ressortzu-
ständig waren, ist daher keine genaue Zuordnung 
möglich. – In der Ministerratssitzung vom 23. 7. 1937 
wurde ein Gesetzesentwurf verfassungswidriger 
Weise von dem der Sitzung zugezogenen Bundes-
kommissär für Personalangelegenheiten, Arbogast 
Fleisch, eingebracht. Da dieser unmittelbar dem Bun-
deskanzler unterstand, wird dieser Entwurf Schusch-
nigg zugezählt.  

erwartete man sich vielfach, dass trotz des Wei-
terbestandes des Ermächtigungsgesetzes der 
Regelfall nun die Befassung der legislativen 
Körperschaften sein würde.26  

Als sich nach einem Jahr ihres Bestehens aber 
noch immer keine Indizien zeigten, die auf eine 
stärkere Befassung der gesetzgebenden Körper-
schaften hingedeutet hätten, wurde die Kritik 
unüberhörbar. Im Bundestag fiel sie, erstmals 
vorgebracht von Friedrich Funder im Zuge der 
Budgetdebatte 1935, noch sehr moderat und 
zurückhaltend aus;27 in den vorberatenden Or-
ganen, deren Sitzungen nichtöffentlich stattfan-
den, wurden die Missstände schon bald wesent-
lich klarer beim Namen genannt. Das erste Mal 
geschah dies im Bundeskulturrat, als Hans Karl 
Zeßner-Spitzenberg unter dem Applaus des 
Gremiums die häufigere Zuleitung von Entwür-
fen urgierte.28 Im Jänner 1936 kam auch im 
Staatsrat die schon länger aufgestaute Frustrati-
on offen zum Ausbruch. Der Anlass, der dort 
das Fass zum Überlaufen brachte, war ein eher 
nebensächlicher bürokratischer Lapsus.29 Doch 
nutzte ihn Ludwig Adamovich zu einer generel-
len Abrechnung mit dem Ermächtigungsgesetz: 
„[…] die Gesetze, die da auf dem angeblich au-
toritären, in Wirklichkeit rein bürokratischen 
Wege erlassen worden sind, [sind] nach Inhalt 
und Form keineswegs so ausgezeichnet, dass sie 
nicht einer Kontrolle durch die Organe der Ge-
setzgebung bedurft hätten.“30 Offen sprach er 
aus, dass gesetzgebende Körperschaften, an 

                        
26 Nicht zuletzt Otto Ender hatte diese Hoffnung wie-
derholt geweckt, so in einem Artikel in der Wiener 
Zeitung Mitte September 1934. ENDER, Entwicklungs-
tendenz 1. 
27 Stenographische Protokolle, 14. Sitzung, 18. 12. 
1935, 153. 
28 Verhandlungsschriften des Bundeskulturrates, 
22. Sitzung, 15. 1. 1936, 559f., Parlamentsarchiv Wien. 
29 Zu den Details des Anlassfalls: WOHNOUT, Regie-
rungsdiktatur 311f.  
30 Verhandlungsschriften des Staatsrats, 32. Sitzung, 
6. 2. 1936, 792f., Parlamentsarchiv Wien. 
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denen vorbeiregiert werde, der breiten Öffent-
lichkeit als überflüssig erscheinen müssten und 
warnte davor, dass der Grundgedanke der neu-
en Verfassung – das bisherige parlamentarische 
System mittels des berufsständischen Gedan-
kens zu überwinden – durch die Praxis der Be-
schlussfassung eines Teils der Gesetzesvorlagen 
direkt im Ministerrat vollkommen diskreditiert 
würde. Genau dadurch habe sich der politischen 
Opposition ein reiches Angriffsfeld gegen die 
Regierung eröffnet: Mit dem Argument, dass die 
Regierung die Verfassung nicht ernst nehme, 
werde erfolgreich regierungsfeindliche Propa-
ganda betrieben. Adamovich sah das gesamte 
Verfassungsexperiment vom Scheitern bedroht, 
wenn die Gesetzgebung als einer der Angel-
punkte des Systems durch die Praxis der Be-
schlussfassung eines Teils der Gesetzesvorlagen 
direkt im Ministerrat vollkommen diskreditiert 
würde. 

Der Auftritt Adamovichs verfehlte seine Wir-
kung nicht. Den frenetischen Beifall, den er er-
hielt, bezeichnete Friedrich Funder rückblickend 
als eine „in der abgeklärten Atmosphäre des 
Staatsrates bezeichnende Kundgebung“ für die 
latente Unzufriedenheit innerhalb des Regie-
rungslagers mit der geübten Gesetzgebungspra-
xis.31 Es ist anzunehmen, dass es sich bei dem in 
seiner Schärfe bisher im Staatsrat noch nie da-
gewesenen Vorstoß Adamovichs um keinen 
Alleingang, sondern um eine in den vorberaten-
den Organen abgesprochene Initiative handelte. 
Jedenfalls war es so, dass nachdem mit Adamo-
vich eine von allen Seiten respektierte Autorität, 
die noch dazu in einer besonderen Weise als 
Fachmann auf dem Gebiet des Verfassungs-
rechts galt und der seine Rolle im Staatsrat auch 
selbst so sah,32 offen die Vernachlässigung der 
gesetzgebenden Körperschaften kritisiert hatte, 
auch andere, teilweise weniger profilierte Mit-

                        
31 FUNDER, Österreich 196. 
32 STAUDIGL-CIECHOWICZ, Adamovich 223. 

glieder des Staatsrates Mut fanden und ihre 
schon lange aufgestaute Missstimmung artiku-
lierten.33  

Schuschnigg registrierte diesen Stimmungs-
wandel in dem bis dahin weitgehend konformis-
tischen Staatsrat und nahm in einer der folgen-
den Sitzungen am 28. Februar 1936 persönlich 
zur Kritik Adamovichs und seiner Kollegen 
Stellung. Er betonte dabei, dass die Regierung 
grundsätzlich entschlossen wäre, von der An-
wendung des Art. III Abs. 2, wo immer möglich, 
Abstand zu nehmen, und nur mehr wenn 
„zwingende sachliche Erfordernisse“ sie dazu 
veranlassen würde, ohne die gesetzgebenden 
Organe regieren wolle. Von einer grundsätzli-
chen Beseitigung des Ermächtigungsgesetzes 
wollte Schuschnigg Anfang 1936 allerdings noch 
nichts wissen. Als Kriterien für dessen weitere 
Anwendung nannte der Bundeskanzler: „[…] 
dort, wo es sich um gewisse schmerzliche, aber 
notwendige Operationen handelt, ist eben ein 
langer Aufschub nicht erträglich und muss man 
dazu sehen, möglichst rasch auf kurzem Wege 
die Gesetzgebung zu ermöglichen.“34 

5. Die Frage nach  
dem Weiterbestand des  
Ermächtigungsgesetzes 
Schon im Juni 1934 hatte Otto Ender den aus 
seiner Sicht befristeten Charakter des Ermächti-
gungsgesetzes betont. Bezüglich der Dauer einer 
solchen Befristung blieb er vage. Als frühesten 
möglichen Zeitpunkt nannte er den 1. Novem-
ber 1934, also den Tätigkeitsbeginn der neuen 
Gesetzgebungsorgane. Realistischer Weise sei 
nach einer verfassungskonformen Bestellung 
von Bundeskultur- und Bundeswirtschaftsrat 
                        
33 Dazu im Detail: WOHNOUT, Regierungsdiktatur 
313f. 
34 Verhandlungsschriften des Staatsrats, 34. Sitzung, 
28. 2. 1936, 813, Parlamentsarchiv Wien. 
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mit dem Auslaufen des Ermächtigungsgesetzes 
zu rechnen, so hoffte Ender.35 Dies hätte auch 
insofern den im Verfassungsübergangsgesetz 
festgelegten Regelungen entsprochen, als in 
dessen Art. 56 festgelegt war, dass die Bestim-
mungen des Art. III Abs. 2 nur bis zum Ablauf 
der Tätigkeitsdauer der mittels dieses Gesetzes 
berufenen Bundeskultur- und Bundeswirt-
schaftsräte in Geltung blieben.36 Anfangs wurde 
damit gerechnet, diesen Zustand in der zweiten 
Jahreshälfte 1935 zu erreichen. Doch kam man 
mit dem berufsständischen Aufbau, der eine 
Voraussetzung für die verfassungskonformen 
Bestellungen, besonders in den Bundeswirt-
schaftsrat, gewesen wäre, kaum voran.  

Beim dritten Bundesappell der Vaterländischen 
Front am 14. Februar 1937 kündigte Schusch-
nigg erstmals vor einer breiten Öffentlichkeit 
den Abschluss der Verfassung an.37 Mit dem in 
der Folge immer wieder gebrauchten Schlag-
wort von der „Vollendung der Verfassung“ 
wurden in der regierungsfreundlichen Öffent-
lichkeit die Durchführung berufsständischer 
Wahlen sowie die Abschaffung des Ermächti-

                        
35 Wörtlich schrieb Ender „Durch das Bundesverfas-
sungsgesetz vom 30. April 1934 […] hat die Bundes-
regierung das Gesetzgebungsrecht erhalten. Man 
könnte dieses Bundesgesetz mit Wirksamkeit vom 
1. November 1934 allenfalls aufheben, weil von die-
sem Zeitpunkte an der Weg der Gesetzgebung im 
Zusammenwirken von Bundesregierung und Bundes-
tag möglich ist und weil von diesem Tage an die 
Notrechte der Verwaltung im Sinne der Verfassung 
1934 zur Verfügung stehen. Die Regierung ist auch 
von der Absicht getragen, vom 1. November 1934 an, 
den normalen Weg der Gesetzgebung einzuschlagen. 
Wenn trotzdem das Bundesverfassungsgesetz vom 
30. April 1934 noch über den 1. November 1934 hin-
aus bis zu dem Zeitpunkte aufrechterhalten wird, wo 
der endgültige Bundeskulturrat und Bundeswirt-
schaftsrat (zustande gekommen nach den Vorschrif-
ten der Verfassung 1934) bestellt sein werden, so 
geschieht das nur aus Vorsicht.“ ENDER, Übergangs-
bestimmungen 16f.  
36 BGBl. II 1934/75, §§ 21 und 56. 
37 Wiener Zeitung, Nr. 46 vom 15. 2. 1934, 4.  

gungsgesetzes als Hauptpunkte in Zusammen-
hang gebracht. Schuschnigg äußerte sich im 
Ministerrat Ende Oktober 1936 dahin gehend, 
„der Artikel III […] werde sicherlich einmal in 
Wegfall kommen müssen“38. Doch relativierte er 
diese ohnedies reichlich unpräzise Aussage im 
April 1937 wieder, als er im Zuge einer Regie-
rungssitzung davon sprach, dass es schwer sein 
werde, die Ermächtigung des Art. III nach Be-
endigung der Geltungsdauer der Verfassungs-
übergangsbestimmungen aufrechtzuerhalten, 
man diese aber auch in Zukunft nicht werde 
entbehren können.39 Worauf Schuschnigg mit 
dieser Bemerkung, die über den vertraulichen 
Kreis des Ministerrates nicht hinausging, an-
spielte, ist nicht ganz klar. Es war ihm ganz of-
fensichtlich bewusst, dass die Beibehaltung des 
Ermächtigungsgesetzes über die vollständige 
Inkraftsetzung der Verfassung hinaus eindeutig 
den Bestimmungen des Verfassungsübergangs-
gesetzes widersprach. Möglicherweise schwebte 
ihm entgegen seiner früheren Rechtsmeinung 
vor, nach Auslaufen der Übergangsbestimmun-
gen doch wieder auf das Kriegswirtschaftliche 
Ermächtigungsgesetz zurückzugreifen.40  

In politisch interessierten Kreisen wurde 1937/38 
allgemein mit einer Außerkraftsetzung des Er-
mächtigungsgesetzes gerechnet. Nicht zuletzt 
wurde vielfach das baldige Ende des Ermächti-
gungsgesetzes daraus gefolgert, dass 1937, ge-
messen an früheren Jahren, doch eine wesentli-
che Besserung in der Stellung der gesetzgeben-
den Organe eintrat. Immerhin erhielt das Haus 
der Bundesgesetzgebung, wie bereits dargelegt, 

                        
38 ENDERLE-BURCEL, PUTZ, Protokolle Ministerrat IX/6, 
Nr. 1042, 30. 10. 1936, 328. 
39 ENDERLE-BURCEL, NEUBAUER-CZETTL, WACKERLIG 
Protokolle Ministerrat IX/7, Nr. 1053, 2. 4. 1937, 360. 
40 Retrospektiv schrieb Schuschnigg dazu etwas be-
schönigend: „Mit der Einschränkung der Verord-
nungsgesetzgebung, wie es im Staatsrat vor allem 
Dr. Adamovich forderte und auch Dr. Ender nach-
drücklich empfahl, wurde ernsthaft begonnen.“ 
SCHUSCHNIGG, Im Kampf 99. 
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nun schon mehr als die Hälfte aller Gesetzesvor-
lagen zur Begutachtung und Beschlussfassung 
zugewiesen. Auch die Berufung Otto Enders 
zum offiziellen Berater der Regierung in Fragen 
der Verfassung und des berufsständischen Auf-
baus hatte diese Erwartung verstärkt. Ender war 
im Juli 1934 aus der Regierung ausgeschieden 
und mit dem Posten des Rechnungshofpräsiden-
ten abgefunden worden. Nunmehr feierte er 
eine Art politisches Comeback, was Hoffnungen 
im Hinblick auf eine Verfassungsreform gerade 
in jenen Fragen nährte, wo er und andere mode-
ratere Kräfte innerhalb des Regierungslagers bei 
der Beschlussfassung der Verfassung im Früh-
jahr 1934 sich nicht gegen die Hardliner aus dem 
Heimwehrlager hatten durchsetzen können. 
Anfang 1937 spielte die Heimwehr im machtin-
ternen Kräfteparallelogramm der Regierung 
keine Rolle mehr. So konnten auch im Hinblick 
auf die Gesetzgebung Reformvorschläge wie 
etwa die Einführung des Initiativrechts oder die 
Öffnung der Sitzungen der vorberatenden Or-
gane für die Öffentlichkeit vergleichsweise offen 
diskutiert werden.41  

6. Die Notrechte  
der Verfassung 1934 
Was in der ganzen Diskussion über die mögli-
che Außerkraftsetzung des Ermächtigungsge-
setzes, wenn überhaupt so nur eher beiläufig, 
erwähnt wurde,42 war die Tatsache, dass auch 
nach Beseitigung des Art. III Abs. 2 die Verfas-
sung mit den Instituten des Notrechtes der Bun-
desregierung und des Bundespräsidenten Mög-
lichkeiten vorsah, ohne Mitwirkung der Organe 
der Bundesgesetzgebung legislativ tätig zu wer-

                        
41 WOHNOUT, Berufsständische Ordnung 210–213. 
42 So bei Schuschnigg oder Ender: SCHUSCHNIGG, 
Bundesverfassung 46; ENDER, Übergangsbestimmun-
gen 16. 

den.43 Diese waren für den Fall vorgesehen, dass 
die sofortige Erlassung von Maßnahmen, die 
nach der Verfassung der Beschlussfassung des 
Bundestags bedurften, notwendig wurde und 
eine sofortige Beschlussfassung unter den gege-
benen Umständen nicht zu erwarten war. Das 
Notverordnungsrecht der Regierung war an die 
Voraussetzung geknüpft, dass die zu treffenden 
Maßnahmen die Aufrechterhaltung der öffentli-
chen Sicherheit und Ordnung, die Erhaltung 
wichtiger wirtschaftlicher Interessen der Bevöl-
kerung oder die Wahrung staatsfinanzieller 
Interessen des Bundes, insbesondere die Siche-
rung des Bundeshaushaltes, betrafen. Notver-
ordnungen der Bundesregierung waren jedoch 
unverzüglich dem Bundestag mitzuteilen und 
wieder außer Kraft zu setzen, wenn dieser mit 
einer Zweidrittelmehrheit deren Auflösung 
verlangte. Bei vom Bundestag abgelehnten Ge-
setzesentwürfen konnte die Regierung von ih-
rem Notrecht jedoch nur Gebrauch machen, 
wenn eine gleichzeitige Auflösung des Bundes-
wirtschafts- und des Bundeskulturrates vom 
Bundespräsidenten verfügt wurde.44 

Das Notverordnungsrecht des Bundespräsiden-
ten, das nur auf Vorschlag und mit Gegenzeich-
nung der Bundesregierung und unter deren 
Verantwortlichkeit ausgeübte werden konnte, 
war an die Vorrausetzung gebunden, dass die 
zu treffenden Maßnahmen zur Abwendung 
einer dem Staat unmittelbar drohenden Gefahr 
notwendig waren und durch Notverordnungen 
der Bundesregierung nicht getroffen werden 
konnten. Im Gegensatz zum Notverordnungs-
recht der Bundesregierung konnten durch jenes 

                        
43 Eine diesbezügliche Ausnahme bildete Adolf Merkl, 
der in einem seiner Aufsätze zur Verfassung im 
Herbst 1937 darauf explizit einging. In einem Vortrag 
vor ausländischen Journalisten erwähnte auch Otto 
Ender diese Möglichkeit des Regierens. MERKL, Voll-
endung 12; Neue Freie Presse, Nr. 26318 vom 
16. 12. 1937, Morgenblatt 4. 
44 Verfassung 1934 Art. 147 Abs. 3. Vgl. auch JÄCKL, 
Verfassung 80f. 
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des Bundespräsidenten auch verfassungsgesetz-
liche Bestimmungen abgeändert werden. Es 
durfte jedoch keine Gesamtänderung der Ver-
fassung erfolgen. Auch hier waren die Notver-
ordnungen dem Bundestag mitzuteilen und 
konnten von diesem mit Zweidrittelmehrheit 
außer Kraft gesetzt werden.  

Darüber hinaus konnte der Bundespräsident 
unter Anwendung des Notrechtes über Vor-
schlag und mit Gegenzeichnung der Bundesre-
gierung die Funktionsdauer der vorbereiteten 
Körperschaften und des Bundestages um die 
Hälfte verlängern.45 Das Notverordnungsrecht 
des Bundespräsidenten gelangte auch zur An-
wendung, wenn der Bundestag über eine Regie-
rungsvorlage nicht innerhalb der ihm gesetzten 
Frist eine Entscheidung fällte. In einem solchen 
Fall konnte der Bundespräsident auf Antrag der 
Bundesregierung unter seiner und deren Ver-
antwortung die in der Vorlage enthaltenen Be-
stimmungen durch Verordnung, die der Gegen-
zeichnung der Regierung bedurfte, in Kraft set-
zen.46 

7. Zusammenfassung: Das Er-
mächtigungsgesetz als Teil der 
Verfassungsrealität 1934–1938 
Schon die Verfassung des Jahres 1934 an sich 
war von einer starken Dominanz der Vollzie-
hung gekennzeichnet. In der durch die Über-
gangsbestimmungen geprägten Verfassungsrea-
lität der Jahre 1934  bis 1938 verengte sich die in 
der Konstitution vorgesehene Doppelherrschaft 
von Bundeskanzler und Bundespräsident auf 
die alleinige Herrschaft des Bundeskanzlers, der 
ein ungeheures Machtpotential in seiner Hand 
konzentrierte. Dies war neben dem Verfas-
sungsübergangsgesetz vom 19. Juni 1934 dem 

                        
45 Verfassung 1934, Art. 148 Abs. 5. 
46 Verfassung 1934, Art 148 Abs. 6. 

Ermächtigungsgesetz vom 30. April 1934 ge-
schuldet, durch das die Regierung das Recht 
behielt, materielle Gesetze auch weiterhin ohne 
Mitwirkung legislativer Körperschaften be-
schließen und in Kraft setzen zu können. Es 
blieb auch nach der Konstituierung der Organe 
der Bundesgesetzgebung in Geltung, obzwar 
basierend auf dem Verfassungsübergangsgesetz 
ohnehin nur ausschließlich vom Bundeskanzler 
ernannte Mitglieder den Organen der Bundes-
gesetzgebung angehörten. Wie gezeigt wurde, 
machte die Regierung von dieser Möglichkeit 
ausgiebig Gebrauch, wenn auch mit einer im 
Laufe der Jahre abnehmenden Tendenz. Die 
Tatsache, dass gegen Ende der Regierung 
Schuschnigg die Beendigung der Gesetzgebung 
per Ermächtigungsgesetz zumindest offen dis-
kutiert wurde, zählt zu jenen zaghaften Schrit-
ten in Richtung einer gewissen Pluralisierung 
des Herrschaftssystems, die Gerhard Botz von 
einer „partiellen Defaschisierung“ des autoritä-
ren Regimes sprechen lässt.47 Dennoch bildete 
das Ermächtigungsgesetz neben dem Verfas-
sungsübergangsgesetz die zweite Säule jener 
Entwicklung, durch die sich die in der Verfas-
sung 1934 angelegte Doppelherrschaft von Bun-
despräsident und Bundeskanzler in der Verfas-
sungsrealität der Jahre 1934 bis 1938 zu einer 
Kanzlerdiktatur verengte.48 

8. Epilog 
Es kann wohl als ein verfassungsrechtliches 
Paradoxon gesehen werden, dass das Ermächti-
gungsgesetz ein letztes Mal zur Anwendung 
gelangte, als die Regierung Schuschnigg gar 
nicht mehr im Amt war. Denn die nationalsozia-
listische Übergangsregierung unter Bundes-
kanzler Arthur Seyss-Inquart ließ in der letzten 
Ministerratssitzung vom 13. März 1938 das den 

                        
47 BOTZ, Gewalt 235. 
48 WOHNOUT, Kanzlerdiktatur 964–969. 
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Staat Österreich liquidierende „Bundesverfas-
sungsgesetz über die Wiedervereinigung Öster-
reichs mit dem Deutschen Reich“ auf der verfas-
sungsrechtlichen Basis des Art. III Abs. 2 des 
Ermächtigungsgesetzes 1934 beschließen. Es war 
dies der einzige Tagesordnungspunkt der nur 
fünf Minuten dauernden Regierungssitzung. 
Das letzte Ministerratsprotokoll der Zwischen-
kriegszeit schließt sodann mit den Worten: „Der 
Ministerrat genehmigt den gestellten Antrag. 
Die Mitglieder der Bundesregierung erheben 
sich zur Feier der Stunde von den Sitzen und 
leisten den deutschen Gruß.“49 Damit war das 
Gesetz, das die Tilgung des Staates Österreich 
von der Landkarte verfassungsrechtlich legiti-
mieren sollte, mit genau dem Ermächtigungsge-
setz beschlossen worden, das die den Nazis so 
verhasste autoritäre Regierung zur Stabilisie-
rung ihrer autoritär-diktatorischen Herrschaft 
geschaffen hatte.  
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